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Termin: 

 
Datum:  Mittwoch, 18.6.2019 11:00 Uhr –  16:00 Uhr 

Ort: MD-OS/PIKT, Rathausstraße 8, 
4. Stock /Besprechungszimmer Gauß, 1082 Wien 

 

Teilnehmer: 

 

LISTE REKONSTRUKIERT, TN-LISTE NICHT MEHR AUFFINDBAR 

Bartelme Dieter    Wien (bis TOP 4) 

Gayer Thomas    Vorarlberg 

Gebauer Christian    Wien 

Hartmann Gerhard (Protokoll)  Wien 

Hirt Christian     Niederösterreich 

Hüttenbrenner Herbert   Steiermark 

Klier Mario     Oberösterreich 

Koch Franz     Burgenland 

Köller Rudolf     Kärnten 

Krejsa Rudolf     Salzburg 

Krenner Roland    Oberösterreich 

Kröll Jasmin     Wien (zu TOP 4) 

Schleritzko Christian   Gemeindebund (ab TOP 6) 

Schnürer Josef    Niederösterreich 

Weidinger Norbert    Wien  

Winkler Mathias (Vorsitz)  Tirol 

Zeller Christof    Salzburg 

 

 

Top 1: Tagesordnung und Protokoll  

 
Protokollgenehmigung: Das Protokoll der letzten Sitzung liegt noch nicht vor. 
Allfällige Ergänzungen zur Tagesordnung siehe TOP 13 
 
Top 2: GISA (Wien)  
 

kein Bericht 
 

Top 3: AnNA (Oberösterreich)  
 

Die Projekt- und Kostenplanung wird nach derzeitigem Stand eingehalten. Die budgetäre Wirksamkeit 
der offenen Teilzahlungen von 30% und 10% wird 2020 eintreten.  
Derzeit ist der Jira-Zugang über Portal im Test, auch sollte bald ein Testzugang zur Anwendung zur 
Verfügung stehen. 
Wien stellt die Frage, ob eine gemeinsame Beschaffung der Spezialscanner ins Auge gefasst werden 
soll. Alleine in Wien wird die Ausschreibungsgrenze erreicht werden, ein Scanner sollte ca. 1.200 
kosten. Die Entscheidung zur gemeinsamen Beschaffung soll im nächsten Lenkungsausschuss im 
Oktober getroffen werden, die Länder müssen ein Mengengerüst vorbereiten. 
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Das AMS hätte gerne eine direkte Anbindung zu AnNA, diese Thematik wird im nächsten 
Lenkungsausschuss besprochen.  
 

Top 4: VSTV-Neu (Vorarlberg)  
 

* Die neue Gremienstruktur wird angenommen; Möglicherweise werden im Fachgremium externe 
Unterstützungsleistungen zur Entlastung der Leitung notwendig werden. 
* Beauftragung Applikationsleitung:  Wien hat beauftragt, wird 1/7 direkt an BMI verrechnen und Rest 
über Vorarlberg abwickeln. 
* Alle Rubicon Beauftragungen werden wegen neuem BBG Vertrag um 3% (vCharge, möglicherweise 
sogar zuzüglich Ust.) teurer. Im Managementgremium soll mit dem BMI nach Möglichkeiten zur 
Senkung dieses Kostenfaktors gesprochen werden. 
* fachlicher Support: Das BMI kann derzeit mangels Ressourcen keinen fachlichen Support leisten, es 
gibt deshalb schon länger den Vorschlag, beim BMI eine oder zwei Planstellen durch die Länder für 
deren Support zu finanzieren. Momentan liegt der Vorschlag vor, eine Person einzusetzen. Im Vorfeld 
solle nochmals geschärft werden, was genau die Aufgaben dieser Person(en) sind.  
Wien wird diese Leistung nicht in Anspruch nehmen und sich an den Kosten nicht beteiligen.   
* DSGVO Auftragsverarbeitungsvereinbarung: Der Vertragsentwurf von STMK wurde vom BMI bereits 
abgenommen. Derzeit ist dieser bei den übrigen Ländern in Prüfung, im Idealfall gibt kann diese 
Variante von allen verwendet werden. Dieser könnte idF auch Vorlage für weitere AVVs in anderen 
Kooperationsprojekten sein. Nach dem OK der Länder müssen noch die fachspezifischen Inhalte wie 
Datenarten, Empfängerkategorien usw. eingearbeitet werden, die Formulierungen soll so offen wie 
möglich sein, um die AVV nicht oft adaptieren zu müssen. 
* Auswertungen: Das BMI will keine personenbezogenen Daten auswerten, die Ländern fordern aber 
auch Reportmöglichkeiten gegliedert nach Sachbearbeitern. Da das BMI AVV für die Länder ist, wird 
das letztlich keine Entscheidung des BMI sein. Auswertungen müssen auf die maximale 
Aggretationsebene der Länder beschränkt sein um den Anforderungen der DSGVO und weiterer 
Materien gerecht zu werden. 
* IKS: Offenbar wurde bei der Expertenkonferenz der Innenrevisionen die Anwendung VSTV kritisiert. 
Wien liegt eine entsprechend negative Stellungnahme vor und will die Anforderungen mit zusätzlichen 
Auswertungen usw. abdecken. Die Lösung soll in den VSTV-Gremien vorgestellt werden um 
möglichst eine einheitliche Umsetzung zu ermöglichen.  
Beschluss: Kärnten organisiert das Protokoll der IR-Konferenz um die originalen Aussagen 
prüfen zu können. Die Anforderungen der IRs sollen jedenfalls mit einer einheitlichen Lösung 
umgesetzt werden. 
* Formularserver: Alle Nutzer müssen eine Vereinbarung mit Wien abschließen. Wien übermittelt die 
Dokumente einzeln an die Vertragspartner. 
*Die genaue Höhe der Wartungskosten für 2019 liegt jetzt vor. 
*Automatisierte Tests: BMI will analog Wien Tosca als Tool für automatisierte Tests für eigene und 
auch für Länder-Systeme einsetzen. Damit dürften die Betriebskosten zumindest um die Lizenzkosten 
steigen. Die Beträge sollen im Managementgremium beim BMI nachgefragt werden, auch der genaue 
Leistungsumfang.  
*Connector: NÖ wird zukünftig den VSTV-Connector mitnutzen müssen, das kommt zumindest einem 
Teileinstieg gleich. NÖ will sich derzeit formal nicht an der Kooperation beteiligen. Möglicherweise 
könnte im Zusammenhang mit dem Wartungsvertrag der Nutzungs-Anteil NÖs ermittelt werden. NÖ 
kann sich damit an den laufenden Kosten beteiligt. Bei einem Volleinstieg ist ein geleisteter Beitrag 
anzurechnen.  
Als nächstes sollen die Wartungs- und Betriebskostenanteile für NÖ ermittelt werden, möglicherweise 
werden auch NÖ-spezifische CRs notwendig. Diese sind direkt bezahlen.  
*Salzburg und Kärnten befinden sich in Vorbereitung des Projektes. 
*Onlinebezahlen von Vorschreibungen könnte vorbereitet werden, hätte aber Einfluss auf die 
nächsten CRs und sollte deshalb nicht unbedingt forciert werden, vorrangig ist derzeit die Absicherung 
eines technisch und organisatorisch reibungslosen Betriebs. Onlinebezahlen könnte damit frühestens 
2020 weiter verfolgt werden, die weitere Diskussion soll im Managementgremium erfolgen. 
*Als zentrales Dateiablagesystem für die VSTV-Gremien soll Liferay eingesetzt werden. 
 
Foliensatz im LAG-internen Bereich abgelegen. 
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Top 5: bPK-AG (Oberösterreich)  

 
Der Entwurf einer Verordnung zur bPK Vereinfachung wurde zwischen den Ländern abgestimmt und 
wird nunmehr über die Verbindungstelle beim Bund eingebracht. 
 
Top 6: UAG-SDG (Salzburg)  

 
Die Zusammenarbeit mit dem Bund funktioniert gut, es sollen nur Links zu den Inhaltsseiten nach 
Brüssel gemeldet werden. Dem Bund reichen dazu Excellisten der betroffenen Stellen, diese 
Vorgangsweise ist aus Sicht der Länder optimal. Die Gemeinden sollen vom Bund informiert werden. 
Wie die EU die hinter den Links liegenden Informationen harvested ist unbekannt.   
 
Die nächsten Besprechungen mit dem Bund finden im September statt.  
 
Top 7: IT-Expertenkonferenz (Burgenland)  

 
Burgenland schlägt vor, an einem Halbtag Diskussionen auf Thementischen zu führen und am 
anderen Halbtag Fragen zur Unterlage zu diskutieren bzw. innovative Vorhaben der einzelnen Länder 
vorzustellen. 
 
 
Top 8: Auskünfte der Sozialversicherung an Verwaltungsbehörden der Länder; 
Zugriffsberechtigung auf die Applikation AJ-WEB (Wien) 

 
In letzter Zeit werden an den Hauptverband von einzelnen Stellen vermehrt Ersuchen gerichtet, die 
bestehenden Berechtigungen sowohl hinsichtlich des zeitlichen als auch des datenmäßigen 
Umfanges zu erweitern. Dies mit dem Hinweis, dass die Kenntnis der Daten zur Erfüllung der 
gesetzlichen Aufgaben erforderlich wären. 
.. 
Der Hauptverband regt daher an, dieses Thema im Rahmen einer gemeinsamen Besprechung zu 
erörtern und Lösungen hinsichtlich einheitlicher Vorgehensweisen zu erarbeiten. Wir bitten Sie, dieses 
Thema zunächst im Bereich der Länder zur Diskussion zu stellen und Ihren Standpunkt mitzuteilen... 
 
Beilage Anschreiben des Hauptverbandes 
 
Die Abstimmung wird begrüßt, Stellungnahmen der Länder ergehen im Wege der Verbindungsstelle 
an den HVB. Die Länder-AG (Tirol - erledigt) wird beim HVB anregen, die Thematik auch auf der 
nächsten BLSG anzusprechen. Wichtig bei solchen Registerabfragen ist, dass diese auf dem PV-
Protokoll beruhen, dass gut beschriebene Rollen angeboten werden, dass Stichprobenauswertungen 
für Kontrollen bei den abfragenden Stellen ermöglicht werden und dass auf der anderen Seite 
Ansprechpartner in den Fachabteilungen verfügbar sind. 
 
Top 9: BLSG  LAD-Konferenz (Kärnten, Wien)  

 
Kärnten hat einen Entwurf für einen Beschluss in der LAD-Konferenz im Herbst 2019 zur 
Zusammenarbeit Bund mit weiteren Gebietskörperschaften erarbeitet. In der Diskussion wird 
festgelegt, dass auch konkrete Themen (eID, Zustellung neu, bPK, RSV, siehe auch TOP 10, 12) in 
diesem Länderpositionspapier angesprochen werden. Dieses Länderpositionspapier soll wegen des 
Zeitdrucks bei diesen Thematiken bereits im Juli in die BLSG/Ledinger/Posch eingebracht werden.  
In der LAD-Konferenz soll ein kurzer/knackiger Beschlusstext eingebracht werden, das 
Positionspapier kann dort Beilage sein.  
 
Eine Kleingruppe mit W/OÖ/T erarbeitet basierend auf den Vorarbeiten von K zw. OÖ/NÖ/S/W das 
Positionspapier und stimmt dieses mit allen Ländern ab.  
Im August findet ein Termin zwischen W/OÖ/T und dem Bund/Ledinger zur Repositionierung der 
BLSG. 
 
Beilage - öffentlich 
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Top 10: eID (Oberösterreich)  

 
Oberösterreich sieht sich auf Basis des aktuellen Informationsstandes zur eID gezwungen, ein 
offizielles Schreiben an den Bund zu richten. 
 
Beilage – öffentlich 
 
Der Inhalt soll in das Länderpositionspapier – TOP 9 eingearbeitet werden. 
 
Top 11: Zustellung Phase II (Oberösterreich, Steiermark)  

 
Am 28.5.2019 wurde die Kundmachung des TNVZ veröffentlicht: 
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2019_II_140/BGBLA_2019_II_140.pdfsig 

Damit tritt die neue eZustellung mit 1.12.2019 in Kraft. 
Es gab am 22.5. eine Sitzung zur Verteilung der Spezifikationen, die Besprechungsunterlagen wurden 
an die Teilnehmer verteilt. 
Völlig unklar sind die auszuschreibenden Mengen, es ist nicht absehbar, wie sich das Recht auf 
elektronische Kommunikation in der (mittelbaren) Bundesverwaltung auswirkt, dieses tritt mit 1.1.2020 
in Kraft. Einige Länder denken inzwischen, die mit der eZustellung neu mögliche Weiterleitung von 
Zustellstücken zum ERV nutzen zu können und Abholung ausschließlich über den ERV vozunehmen.  
Salzburg/Zeller koordiniert eine (technische) Abstimmrunde, strategische Themen, zB die Frage nach 
der Auswahl eines Zustelldienstes (zB eventuell Ausschreibung über BBG), werden in der LAG 
besprochen.  
 
Beilage Vorschlag eID Schreiben 
 
Top 12: BLSG und Verwaltungs-AG (Wien)  

 
Die Sitzungen entfallen zum wiederholten Male, die Zukunft der BLSG soll in der Kleingruppe W/OÖ/T 
mit dem Bund diskutiert werden, vgl. TOP 9 
 
Top 13: Allfälliges 

 
 
Post-Dienstleistung: 
Salzburg hat die Zustellung im Ausland ausgeschrieben. Derzeit ist die Sache noch in 
außerordentlicher Revision anhängig, bei den bisherigen Entscheidungen bekam Salzburg recht. Die 
mit der Poststraße produzierte Auslandspost wird zukünftig wohl von der Post Lichtenstein zugestellt. 
 
PVP-Umsetzungen: 
Es gibt derzeit keine Stelle, die sich um die Qualität von PVP-Umsetzungen kümmert, zB fehlen 
fallweise Betriebshandbücher von Anwendungen oder die Rollenbeschreibungen sind mangelhaft.  
Dieser Punkt könnte in der BLSG diskutiert werden, die Strukturen der BLSG sollten für die Einhaltung 
von Standards, die Bereitstellung von Servicestrukturen und Schlüsseltechnologien garantieren. 
 
data.gv.at: 
Die Fachgruppe hat einen Investitionsbedarf festgestellt, die Kosten dürften spürbar steigen (Faktor 
4!). Im nächsten Lenkungsausschuss wird das zu besprechen sein, evt. kann sich auch der 
Städtebund an einer Finanzierung beteiligen. 
 
ELAK V19 
Die Stadt Wien will den ELAK weiterentwickeln und im Herbst dazu einen Workshop mit Fabasoft 
veranstalten, Ansprechpersonen sollen eingemeldet werden. 
 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2019_II_140/BGBLA_2019_II_140.pdfsig

